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Der Ausbau öer öffentlich-rechtlichen HerufSbertcetungen
von Hanöel unö Inöustrie/ Hanöwerk unö Lanöwirtschaft.

Bon Otto Schweitzer, Berlin.

Jm Leitartikel von Nr. 2 des Jahrgangs 1922 des „Mitteilungs-

Huntes" hat Aufhäuser die Gründe dargelegt, die den Ver»

kasfungsausfchuß des Borläufigen Reichswirtschaftsrats seinerzeit

«wogen haben, sich mit der Frage der Umgestaltung der bereits

bestehenden öffentlichen Berufsvertretungen zu beschäftigen. Es war,

um es hier kurz zu wiederholen, vor allem die Erkenntniss, daß die

Frage nach dem Aufbau und den Aufgaben der gemäß Artikel 165

Per Reichsperfassung zu errichtenden Bezirkswirtschafts»
vkte ermMtig erst beantwortet roerdm könne, nachdem Klarheit

darüber geschaffen fei, ob, in welcher Gestalt und mit welchen Be«

fugnisssn die vorhandenen Kammern weiterbestehen bleiben. Für

«ie Arbeitnehmervertreter im Verfassungsausschuß kam dazu als

weiterer Grund die Ueberzeugung, daß die Bezirkswirtfchastsröte
nur dann zu lebensfähigen Gebilden werden könnten, menn es vor¬

her den Unternehmern unmöglich gemacht wird, ihre Interessen

weiter in reinen Unternehmervertretungen, wie sie die bestehenden
Handelskammern, Handwerkskammern und Landwirtschaftskammern

darstellen, zur Geltung zu bringen und so die paritätisch besetzten

Bezirkswirtschaftsräte von vornherein auszuhöhlen. Aus diesen

Ueberlegungen heraus haben sie seinerzeit dem Berfassungsausschuß
den Antrag unterbreitet, die. vorhandenen Unternehmerkammern in

paritätisch« Wirtschaftskammern für Industrie und

Handel, Handmerk und Landwirtschaft umzuwandeln.

Nach monatelangen Verhandlungen eines von ihm eingesetzten
Unterausschusses hat inzwischen der Verfassungsausschuß ein Gut¬

achten über die „reichsrechtliche Gestaltung der Landwirtschaftskam¬

mern, der Industrie- und Handelskammern sowie der Handwerks¬
kammern'' erstattet, das wir, soweit es sich auf die für die Angestell¬
ten ja'hauptsächlich in Betracyt kommenden Industrie- und Handels¬
kammern bezieht, im Anschluß an diese Ausführungen wörtlich

wiedergeben.
Wie schon der Abschnitt I dieses Gutachtens zeigt, bringt der Ver-

sassungsausschufz nicht die von den Arbeitnehmervertretern in ihrem
oben ermähnten Antrag geforderten einheitlichen, paritätischen

Wirrschaftskammern für Handel und Industrie in Vorschlag, sondern
Will den bestehenden Unternehmerkammern Arbeitnehmer-
vertretüngen für Industrie und Handel zur Seite

stellen, dle niit den Unternehmeroertretungen durch Gemein-

schaftsorgane verbunden werden sollen. Zu dieser Lösung ist

er, das läßt sich unschwer erkennen, bei dem Versuch gekommen,

zwischen den Forderungen der Arbeitnehmer und denen der Unter¬

nehmer die mittlere Linie zu finden. Jm Gegensatz zu den Arbeit¬

nehmern verlangten nämlich die Unternehmer die Errichtung voll¬

ständig getrennter Arbeitnehmerkammern neben den als reine Unter¬

nehmeroertretungen beizubehaltenden Handelskammern und wollten

das Zusammenwirken von Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf eine

von Fall zu FM zu beantragende gemeinsame Beratung in einem

aus beiden Kammern zu beschickenden paritätischen Ausschuh be»

schränkt wissen.
> Das an Stelle der von den Arbeitnehmervertretern geforderten

pantätischen Wirtschaftskammer in Vorschlag gebrachte paritätisch

besetzte Gemeinschaftsorgan soll nach dem Gutachten des

Verfassungsausschusses in erster Linie zuständig sein fllr die Er¬

stattung von Gutachten und zur Stellung selbständiger An-

träge in mirtschaftspolitischen und sozialpolitischen, Industrie, Handel
und Verkehr betreffenden Angelegenheiten. Daneben erklärt das

Gutachten es für zuständig in Fragen der beruflichen
Ausbildung und Fortbildung. Und schließlich soll es

außerdem zuständig sein für Aufgaben, di« ihm durch seine von der

zuständigen Handelskammer und der zuständigen Arbeitnehmcrvcr-

tretung gebilligten Satzung oder endlich auf Grund einer Ver¬

einbarung der zuständigen Handelskammer und der zuständigen
Arbeitnehmervertretung überwiesen werden.

Gegen die Beibehaltung der heutigen Handelskammern als rcine

Unternehmeroertretungen besteht oor allem das Bedenken, daß die

Landesregierungen und sonstige Behörden gewohnheitsmäßig nuch
in Zukunft Anfragen und Ersuchen um gutachtliche Aeußerungen uur

an sie richten werden. Einer solchen Beeinträchtigung dcr Ar'^cit-

nehmerrechte soll nach dem Gutachten dadurch vorgebeugt wcrdcn,

daß der Behörde, die sich mit ihrer Anfrage nicht an das Gcmcin-

schaftsorgcm, sondern an die Handelskammer oder die Arbeitnchmci-

vertretung wendet, die Verpflichtung auferlegt wird, gleichzeitig dcr

anderen Vertretung Kenntnis zu geben. Jede der beiden Sondcr-

vertretungen soll dann für stch befugt sein, die Verhandlung dcr An¬

gelegenheit im Gemeinfchaftsorgcm zu verlangen. Ebenso will das

Gutachten sowohl die Handelskammern als auch die Arbcitnch^cr-

vertretungen verpflichten, in jedem Falle, in dem eins von ih,.cn
einen selbständigen Antrag in wirtschaftlichen oder sozialen An¬

gelegenheiten an eine Behörde zu richten beabsichtigt, diesen Antrag

in der Regel oor der Absenkung der anderen Vertretung mitzut.i . ,>,,

Auch in diesem Falle soll jede der beiden Vertretungen das Rech! cr¬

haltcn, die Behandlung der Sache im Gcmeinschafisorgcm zu er¬

langen.
Die Geschäftsführung des Gemeinschaftsorgans sr>ü i ach

dem Gutachten des Verfassungsausschusses durch eine zwischen d>r

Handelskammer und der Ärbeitnehmervertretung zu vereinbarende

Geschäftsordnung geregelt werden. Solange eine solche Vereinbarung

nicht besteht, sollen Vorsitz und Geschäftsführung jährlich zw^nen

den Organen der Industrie- und Handelskammern und dene., dcr

Arbeitnehmervertretungen wechseln.
Für Beschlüsse des Gemeinschaftsorgans soll eine Wich h?it

sowohl auf seiten der Unternehmervertreter als auch aus scitcn der

Arbeitnehmeroertreter erforderlich sein. Der Zwcck dieses Vorschh.^z

ist, wie sich unschwer erraten läßt, der, zu verhindern, daß gutacht¬

liche Aeußerungen dss Gemeinschaftsorgans durch Jufallsmchrhcüs!,

zustande kommen.

Eine Ärbeitnehmervertretung im Sinne dso G.U-

achtens soll für jeden Handelskammerbezirk, und zwar am Sitz dcr

Handslskammer, errichtet werden. Sie soll aus ollgemeinen, gleichen,

direkten und geheimen Wahlen nach dem System der Verhällms-

rocchl hervorgehen, wobei das aktive Wahlrecht allen iin .Han¬

delskammerbezirk bei handelskammerpflich.igen Betrieben beschäftiigten
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Arbeitnehmern zustehen soll, soweit sie nicht durch die Berufs-

Vertretungen des Hnndwerks oder der Landwirtschaft erfaßt sind.

Wählbar sollen außer den eine gewisse Mindestzeit im Kammer-

bczirk tätigen Wahlberechtigten auch Vorstandsmitglieder und Ange¬

stellte der Berufsvereinigungen der Arbeitnehmer sein. Die Ge¬

schäftsbetriebe der Handelskammer und dcr Arbeitnehmer¬

vertretung desselben Bezirks sollen im Interesse der Gemeinschafts¬
arbeit in möglichst enger Verbindung miteinander stehen.

Als Aufgaben weist das Gutachten dcr Ärbeitnehmervertretung

zu: die Erstattung von Gutachten und die Stellung eigener Anträge

in wirtschafts- oder sozialpolitischen Angelegenheiten, die Mitwirkung

bei der Bildung des Gemeinschaftsorgans, die Benennung von Ar-

bcitnehmeroertretern aus Industrie und Handel in Wirtschafts- und

VerkehrsbeirLten sowie in sozialen und wirtschaftlichen Behörden
und Einrichtungen und schließlich die Tätigkeit als Hilfsorgan der

Wirtschafts- und Sozialverwaltung und der Rechtspflege.
Sie Kosten frage ist in dem Gutachten nicht mit eindeutiger

Klarheit beantwortet. Zwar sieht es ofsenbar davon ab, irgendwie

öffentliche Mittel in Anspruch zu nehmen und will die Kosten
der Ärbeitnehmervertretung, einschließlich des Arbeitnehmeranteils
an dcn Kosten des Gcmeinschastsorgans, der Arbeitnehmerschast auf¬

erlegen. Die einschränkende Bemerkung: „soweit nicht ... die Bor¬

sorge sür Räumlichkeiten und wissenschaftliche Hilfsmittel von der

Handelskammer erfolgt" läßt jedoch erkennen, daß zum mindesten
ein Teil der sächlichen Kosten der Ärbeitnehmervertretung von den

Unternehmern — besser gesagt den Unternehmungen — getragen
werden soll.

'

Einc kritische Stellungnahme zu den Einzelheiten des Gut¬

achtens ist in diesem Zusammenhang nicht möglich. Sie erscheint

auch entbehrlich, da es sich ja zunächst nur um eine gutachtliche
Aeußerung handelt und noch nicht feststeht, ob und inwieweit ste
von der Rcgierung als Grundlage für den von ihr auszuarbeitenden
Gesetzentwurf benutzt werden wird. Was aber den Ausbau der

künftigen amtlichen Berufsvertretung von Industrie und Handel im

ganzen anlangt, so muß gesagt werden, daß die in dem Gutachten

vorgeschlagene Lösung die Arbeitnehmerschast kaum zu befriedigen

vermag. Einmal setzt sie an die Stelle der von den Arbeitnehmern
geforderten einheitlichen paritätischen Wirtschaftskammer ein kompli¬

ziertes Dreikammersystem, einc Ueberorganisation, deren sachliche
Notwendigkeit nicht anerkannt werden kann. Zum anderen aber

kommt sie nur allzu weit den Bestrebungen der Unternehmer ent¬

gegen, in ihren Handelskammern hübsch unter sich zu bleiben und

damit dcn Arbeitnehmern den Einblick in dic internen Vorgänge der

zrivatknpiialistischen Wirtschaft auch künftig zu verwehren. Gewiß
oll der Ärbeitnehmervertretung das Recht zustehen, in jedem Falle,
in dem die Handelskammer zur Erstattung eines Gutachtens auf¬

gefordert wird, oder in dem diese selbst einen Antrag an eine Be¬

hörde zu stellen beabsichtigt, die Behandlung der Angelegenheit Im

paritätisch besetzten Gemeinschaftsorgan zu verlangen. Aber wer

bietet den Arbcitnchmern eine Gewähr dafür, daß nicht die Handels»
kammerverlreter im Gemeinschaftsorgan mit den Arbeitnehmeroer-
tretern nur zum Schein verhandeln, während die eigentlichen Be¬

ratungen nur in der Handelskammer selbst stattfinden? Und vor

ollem, wcr sorgt dafür, daß bei den Beratungen im Gemeinschnfts-
orgrm die Unterlagen aus den Betrieben zur Verfügung gestellt
werden, nuf die sich die Handelskammern bei ihrer Arbeit stützen
können?

Trotz dieser schwerwiegenden Bedenken gegen den vorgeschlagenen
Aufbau wäre es verkehrt, ihn nun einfach abzulehnen und etwa,
wie es da und dort geschehen Zst, besondere Arbeitnehmerkammern
ohne jede Verbindung mit den Unternehmerkammern zu fordern.
Nicht als ob eine solche Forderung schwer durchzusetzen wiirel Die

Unternehmer wären zweifellos mit Freuden bereit ihr zuzustimmen.
Haben doch ihre Vertreter im Verfassungsausschuß des Reichswirt¬

schaftsrats, wie schon weiter oben dargelegt ist, im wesentlichen das

gleiche verlangt und während der ganzen Beratungen, mit zäher Beharr¬
lichkeit durchzusetzen versucht! Aber gerade diese Uebereinstimnumg
ihrer Forderung mit den Unternehmerwünschen sollte denen, die die

Errichtung reiner Arbeitnehmerkammern verlangen, zu denken geben.
Die Unternehmer wissen sehr wohl, warum sie bereit sind, den Arbeit»

nehmern eigene, vollständig getrennt von den Industrie- und Handels¬
kammern zu errichtende Kammern zuzugestehen. Ihnen kommt es

vor allem darauf an, die Arbeitnehmer von ihren eigenen Ver¬

tretungen fernzuhalten. Wegen der Gegnerschaft dagegen, dic den

Handelskammern mit ihren umfangreichen Erfahrungen und ihrem
wohleingespielten Apparat nus den erst neu zu errichtenden Arbeit¬

nehmerkammern erwachsen könnte, machen sie sich offenbar wenig
Sorge. Deshalb können die Forderungen der gewerkschaftlich organi¬
sierten Arbeiternehmerschast nicht darauf abzielen, an Stelle der

vom Versassungsausschuß des Reichswirtschaftsrats vorgeschlagenen
Eingliederung der Arbeitnehmervertretung in die künftige amtliche
Gesamtvertretung von Industrie und Handel reine Arbeitnehmer¬
kammern ohne Zusammenhang mit den Unternehmervertretungen zu

setzen. Es wird sich vielmehr darum handeln, wenn schon die Um¬

wandlung der heutigen Handelskammern in paritätische Wirtschafts¬
kammern für Industrie und Handel nicht zu erreichen sein sollte, cin

etwa den Vorschlägen des Reichswirtschastsrats entsprechendes Gesetz
mit all den Sicherungen auszustatten, die geeignet sind, einer Aus¬

schaltung der Arbeitnehmer von der gleichberechtigten Mitwirkung
m allen sozial- und wirtschastspolitischen, Industrie und Handel be¬

treffenden Angelegenheiten vorzubeugen.

Die Vorschläge, die der Verfossungsausschufz des Reichswirtschasts¬
rats für die künftige Gestaltung der Handmerkskammern und

der Landwirtschaftskammern gemacht hat, sind für die An¬

gestellten praktisch von geringerer Bedeutung und brauchen deshalb
hier nicht ausführlich erörtert zu werdsn. Es sei deshalb lediglich
mitgeteilt, daß auch für die Handwerkskammern die Errichtung von

Gemeinschaftsorganen vorgesehen ist, die jeweils aus der gleichen
Zahl von Unternehmern und Arbeitnehmern des Handwerks gebildet
werden sollen. Zuständig soll das Gemeinschaftsorgan sein für all«

gemeinsamen beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Angelegen¬
heiten des Berufsstandes des Handwerks, die durch die Reichsgesetz¬
gebung als solche bestimmt werden. Unbeantwortet ist in dem Gut¬

achten die Frage geblieben, wie die Ärbeitnehmervertretung im Hand»
werk In Zukunft aussehen soll.

Jm Gegensatz zu den Handelskammern und Handwerkskammern
sollen die Landwirtschaftskammern als einheitliche Kammern bestehen
bleiben. Den Arbeitnehmern ist aber im Hinblick auf die große Zahl
von landwirtschaftlichen Kleinbetrieben, in denen Arbeitnehmer über¬

haupt nicht beschäftigt sind, nicht die Hälfte, sondern nur ein Drittel

der Sitze in den künftigen Landwirischaftskamrnern zugestanden
morden. Es braucht kaum betont zu werden, daß gegen diese Zurück¬
drängung des zahlenmäßigen Einflusses der Arbeitnehmer grund¬
sätzlich sehr starke Bedenken geltend zu machen sind.

Beschlüsse öes ÄerfassungSsusschusses öes Reichswirtschastsrats
über öie reichsrechtliche Gestaltung öer Inöustrie- unö Hanöelskammern.
I. Allgsmeiner Aufbau.

Die öffentlich-rechtliche Berufsvertretung für Handel und Jn»

dustrie wird gebildet durch die Industrie» und Handelskammern und

die Arbeitnehmervertretungen für Industrie und Handel, die durch
»in Gemeinschastsorgan verbunden merden.

II. Gemeinschaftsorgan.
^. Zusammensetzung.

Dns Gemeinschastsorgan wird paritätisch aus Mitgliedern und

Beamten der beiderseitigen Vertretungen gebildet. Es hat öffentlich»
rechtlichen Charakter.

Die Geschäftsführung wird durch eine zwischen der Industrie»
und Handelskammer und der Arbeitnehmervertretung zu verein»

barende Geschäftsordnung geregelt. Solange eine solche Verein¬

barung nicht zustande kommt, wird Vorsitz und Geschäftsführung
in einjährigein Wechsel von den Organen der Industrie- und Handels¬
kammern oder der Ärbeitnehmervertretung geführt.

S. Zuständigkeit,
t. Das Gemeinschastsorgan ist zur Erstattung von Gutachten und

zm Stctllmg selbständiger Anträge in wirtschaftspolitischen und

sozialpolitifchen, Industrie. Handel und Verkehr ««treffenden Ange¬
legenheiten zuständig.
Wenn eine Behörde ein Gutachten nicht oon dem Gemeinschafts-

organ, sondern von der Handelskammer oder der Arbcitnehmer-

vertretung anfordert, so hat die anfragende Behörde gleichzeitig
der anderen Vertretung Kenntnis zu geben. Die Handelskammer
und die Ärbeitnehmervertretung sind, jede für sich, befugt, dic Ver¬

handlung der Angelegenheit im Gemeinschastsorgan zu verlangen.
Das Gemeinschaftsorgan erstattet sein Gutachten durch seine Ge»,

schöstsführung an, die anstauende Behörde, unbeschadet des Recht»
der Handelskammer und der Ärbeitnehmervertretung auf eigene Be¬

gutachtung.
Soll von der Handelskammer oder der Arbeitnehmervertretung ein

selbständiger Antrag in wirtschaftlichen oder sozialen Angelegenheiten
an eine Behörde gerichtet werden, so ist «r her anderen Vertretung

regelmäßig vor der Absendun«, in Ausnahmefällen gleichzeitig mit

der Absenkung mitzuteilen. Jede der beiden Vertretungen hat das

Necht, die Behandlung der Sache tm Gemeinschastsorgan zu ver¬

langen: das Gemeinschastsorgan kann alsdann seinen Antrag un¬

mittelbar der Behörde vorlegen. .
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S. Das Gemeinschastsorgan ist zuständig für Fragen der beruf»

lichen Ausbildung und Fortbildung.
Bei, der Vermaltung von staatlichen und kommunalen Einrich»

tungen zur Ausbildung und Förderung des Nachwuchses sind Unter»

nehmer und Arbeitnehmer durch die Handelskammern und Arbeit»

nehmeroertretungen oder durch das Gemeinschaftsorgan gleichberech»

tigt zu beteiligen.
Bei derartigen Einrichtungen, die den Handelskammern, den

Arbeitnehmervertretungen, Verbänden oder einzelnen gehören,

haben Unternehmer und Arbeitnehmer angemessen mitzuwirken.
An bestehenden Eigentums» und Verfügungsrechten wird bet

diesen Einrichtungen durch vorstehende Beftimmungen nichts ge»

ändert.
3. Dem Gemeinschastsorgan rönnen außerdem Angelegenheiten

durch seine Satzung überwiesen werden, sofern diese die Billigung
der zuständigen Handelskammer und der zuständigen Vertretung der

Arbeitnehmerschaft gefunden hat.
4. Weitere Aufgaben kann das Gemeinschastsorgan auf Grund

einer Vereinbarung der zuständigen Handelskammer und der zu»

ständigen Vertretung der Arbeitnehmerschast übernehmen.

E. B e s ch l u ß f a s s u n g.

Beschlüsse des Gemeinschaftsorgans bedürfen einer Mehrheit so»

wohl auf seiten der Unternehmervertreter als auch auf seiten der

Arbeitnehmeroertreter.
III. Handelskammer.

Die Zusammensetzung und die Zuständigkeit der Handelskammer
wird in Anlehnung an die bestehenden Landesgesetze durch ein

Mjchsrahmengesetz geregelt,

IV. Ärbeitnehmervertretung.
^. Zusammensetzung.

1, Für den Bezirk jeder Handelskammer und an deren Sitz wird

eine Ärbeitnehmervertretung eingerichtet.
2. Di« Zusammensetzung der Ärbeitnehmervertretung erfolgt nach

folgenden Grundsätzen:
s) Die Ärbeitnehmervertretung geht aus allgemeinen, gleichen,

direkten und geheimen Wahlen nach dem System der Ber»

hältniswahl hervor.

l>) Die Ärbeitnehmervertretung besteht aus mindestens . . . uud

höchstens .... Mitgliedern.
ch Wahlberechtigt sind alle im Bezirke der Handelskammer bei

Kandelskammerpfl^chtigen Betrieben beschäftigten Arbeitnehmer
im ^inne dcs Betriebsrätegesetzes, soweit sie nicht durch das

Gesetz oder die Berufsvertretung des Handwerks oder dcr

Landwirtschaft erfaßt sind.
<t) Wählbar sind alle Wahlberechtigte,, untcr dcr Voraussetzung

eines gewissen Zeitraumes, den sie im Bezirk der Kummer

tätig sind. Fcrncr unter noch näher zu bestimmenden Vor»

aussetzungen frühere Arbeitnehmer sowie Vorstandsmitglieder
und Angcstellte der Berussvereinigungcn der Arbeitnehmer.

3, Die Arbeitnehmcrucrtrctnng imterlicqt iin glcichcn Umsange
wie die Handelskammer der staatlichen Aufsicht.

4. Der Geschäftsbetrieb der Ärbeitnehmervertretung „nd dcr der

Handeiskammer sollcn im Interesse der Gemeinschnstsnrbeit in mög»

lichst engcr Verbindung miteinander stehen,

B, Zuständigkeit.
Die Ärbeitnehmervertretung ist zuständig:
1. für die Erstattung von Gutachten und zur Stellung selbstän»

diger Anträge in wirtschaftspoiitischcn und sozialpolitischen, Jndustric.
Handel nnd Verkehr betreffenden Ängelegeichcitcn in Ecmäßhcit dcc

Bestimmungen zu II«:
2. zur Mitwirkung bei der Bildung des Gemeinschaftsorgans:
3. für die Benennung von Vertretern zur Wahrung der In tcr»

essen von Industrie und Handel in Wirtschafts- „nd Vcrkehrsbcirätc»,
somie in svziale» und wirtschaftlichen Behörden „nd Einrichluugc»
nach Maßgabe der dafür erlassenen Gesetze und Verordnungen:

4. zur Tätigkeit als Hilfsorgan der Wirtschafts- und Soziniucr»

lvaltunz uud der Rechtspflege.

V. Kostenfrage,
Die Kosten der Ärbeitnehmervertretung rverden, soweit nicht im

Sinne dec Ziffer 1V/>. 4 die Vorsorge für Räumlichkeiten und wissc,,>

schaftliche Hilfsmittel von der Handelskammer erfolgt, von dcr Ar¬

beitnehmerschast getragen. Die Arbeitnehmervsrtrctung stcllt ihren
Etat einschließlich des Kostenetats für die Arbeitnehiner im Gcmein»

schaftsorgan selbständig auf.

Das Recht auf Meöeremstellung.
Von S. A

'

Die freigewerkschaftlichen Angestelltenverbände hatten bei

Ablauf des Weltkrieges die Initiative ergriffen, um den heim»

kehrenden Kriegsteilnehmern soziale Schutzbestimmungen, vor

allem aber das Recht auf Wiedereinstellung im früheren Be¬

triebe zu sichern. Auch diesmal war es dem AfA-Bund und

den ihm angeschlossenen Organisationen vorbehalten, ein gesetz¬

geberisches Eingreifen und öffentliche Hilfe für die Kämpfer
an der Ruhr zu fordern, mährend die Verbände des Gedag
vnd des GdA. fich in dieser Lebensfrage unserer Kameraden

im besetzten Gebiet merkwürdig still verhalten. Die Arbeiter

und Angeftellten im Ruhrgebiet, d. h. die Träger des passiven
Widerstandes, werden in den nationalistischen Kundgebungen
und Phrasen der gegnerischen Angestelltenverbände kaum eine

ausreichende Fürsorge erblicken können, sondern fie verlangen
mit vollem Recht eine in höchstem Maße aktive Sozialpolitik.
Der AsA-Bund hat deshalb schon vor Wochen im Arbeits¬

ministerium in mündlichen Verhandlungen durch den Kollegen

Süß das Verlangen vortragen lassen, ein Notgesetz zur

Wiedereinstellung der im besetzten Gebiet entlassenen An¬

gestellten und Arbeiter schleunigst zu schaffen. Als die Initiative

der Reichsregierung auf sich warten ließ, benutzten die uns

nahestehenden Reichstagsabgeordneten Aufhäuser und Giebel

die Beratungen des Haushaltungsausschusses im Reichstag,
um bei dem Etat des Reichsarbeitsministeriums cine ent¬

sprechende Entschließung einzubringen. Sie wurde von allen

bürgerlichen Parteien gegen die Stimmen der Sozialdemo»
traten abgelehnt. Dagegen wurde folgende nichtssagende Ent¬

schließung angenommen:
Die Reichsregierung wird ersucht, ein Gesetz vorzulegen, das

den im alt» und neubesetzten Gebiet infolge des Ruhreinbruchs
aus ihrer Beschäftigung entlassenen Arbeitern uird Angestellten
bei Wiedereinstellung neuer Arbeitskräfte ein Vorzugsrecht auf

Anstellung gewährt.
Mit diesem „Vorzugsrecht auf Einstellung" konnten wir uns

nicht abfinden, denn damit würde es den Unternehmern über¬

lassen, men sie wieder einstellen wollen. Den Maßregelungen

u f h ä u s e r.

wäre Tür und Tor geöffnet. Wenn die „Angestcllteiiführer"
Thiel und Lambach im Reichstag auch bei dieser Gelcgeuhcit
Verrat an den Angestellten geübt haben, fo war es keine

Ueberraschung mehr.
Bei den folgenden Beratungen im Reichstagsplenum brachte

die Sozialdemokratie ihre Entschließung erneut ein und er»

gänzte sie hinsichtlich der Kleinbetriebe, um dainit den im

Haushaltungsausschuß vorgebrachten Ein- und Vormunden

Rechnung zu tragcn. Sie lautete:

Der Reichstag wolle beschließen,
die Reichsregierung zu ersuchen, umgehend dem Reichstag, ein

Gesetz vorzulegen, durch das den seit der Ruhrbesetzung im neu»

und oltbesetztcn Gebiet entlassenen Arbeitern und Angcstellten in

Betrieben mit mehr als 10 Arbeitnehmern das Recht auf Wicdcr»

einstcllung und Weiterbeschästigung in allen nicht vollkommen

stillgelegten Betrieben gewährleistet wird. Wcitere Kündigungen
und Entlassungen sollen in den genannten Betricbcn währcnd
der Dauer dcr Nuhraktion nicht ausgesprochen werden dürfe».
Die nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch, dem Handelsgesetzbuch und

der Rcichsgewerbeordnung geltenden Bestimmungen über fristlose

Entlassungen bleiben von dicscm zn erlassenden Notgesetz un¬

berührt,

Diese Entschließung ist indes auf Antrag der Mehrheit nicht

abgestimmt, sondern dem Sozialen Ausschuß zwecks Ausarbei¬

tung eines Jnitiativgesetzes überwiesen.
Jm Sozialeu Ausschuß brachte unser Kollege Aufhäuser

eine Vorlage für ein derartiges Notgesetz ein, die mit dem vom

AfA-Bund dem Reichsarbeitsministerinm unterbreiteten Ent¬

wurs inhaltlich übereinstimmt. Dieser unser Vorschlag hatte

folgenden Wortlaut:

H 1. (Analog des Z 1 der Verordnn,,«, vom 12. Februar 192g.)

Arbeitnehmer im Sinne nachstehender Vorschriften sind

s) Personen, die auf Grund eines DienswerhUltnisses, als Arbeiter,

Gesellen, Gehilfen oder in ähnlichen Stellungen in einem Be»

triebe beschäftigt werden (Arbeiter),
d) Personen, die nach dem Bersicherungsgesetz für Angestellte ver¬

sicherungspflichtig sind, mit Einschluß der Personen, die auf
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Grund der Z§11 oder 14 Nr. 2 und 3 desselben Gesetzes von

der Versicherungspflicht befreit sind, ferner der Personen, die

versicherungspflichtig, sein würden, wenn nicht ihr Jahres¬
arbeitsverdienst die Bersicherungspflichtgrenze oder ihr Alter

das 60. Lebensjahr überstiege (Angestellte).

Als Arbeitnehmer gelten auch Lehrlinge und Personen, die sich
in einer geregelten Ausbildung zu einer der vorgenannten Beschäfti¬

gungen befinden.
8 2. (Analog 8 3 der Verordnung vom 12. Februar 1920.)
Betriebsunternehmer urrd Bureauinhaber einschließlich der

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind verpflichtet, diejenigen

Arbeitnehmer wieder einzustellen, die am 11. Januar 1923 in ihrem
Betrieb oder Bureau beschäftigt waren.

Die Wiedereinstellungspflicht besteht nicht, wenn der Arbeit¬

nehmer einen wichtigen Grund zur Kündigung ohne Einhaltung
ciner Kündigungsfrist gegeben hat und deswegen entlassen worden

ist (^ 123 unö 133e GO., 72 HGB.).
82 und 89 Allgemeines Berggesetz oder der wichtige Grund

erst nach dcm aus anderen Gründen erfolgten Ausscheiden aus dem

Bctricb oder Bureau zur Kenntnis des Arbeitgebers gekommen ist.
Sie besteht ferner nicht, wenn der Arbeitnehmer nur zu vorüber¬

gehender Aushilfe oder für einen vorübergehenden Zweck einge¬

stellt war.

8 3. (Analog 8 4 der Berordnung vom 12. Februar 1920.)
Die Wiedereinstellungspflicht erlischt, wenn der Arbeitnehmer sich

nicht binnen 14 Tagen nach dem Inkrafttreten dieser
Verordnung, spätestens aber innerhalb 14 Tagen, nachdem ihm
der Fortfall des aus der Besatzung herrührenden Hindernisses zur

Kenntnis gekommen ist oder kommen mußte, zur sofortigen Wieder¬

aufnahme seiner Tätigkeit bei seinem früheren Arbeitgeber meldet.

Die Wiedereinstellungspflicht erlischt nicht, wenn der Arbeit¬

nehmer an der Einhaltung der im Abs. 1 vorgesehenen Meldefristen
durch Berhältnisse verhindert worden ist, deren Abwendung außer¬
halb seines Willens liegt und die Meldung binnen 14 Tagen nach
dcni Wegfall der Verhinderung folgt.

8 4. (Analog § 7 der Verordnung vom 12. Februar 1920.)
Die Verpflichtung des 8 2 trifft die Rechtsnachfolger der früheren

Arbeitgeber und diejenigen Personen, die den Betrieb oder das

Bureau als GeschLftsnachfolger tatsächlich fortführen. Entsprechendes
gilt bei einer mehrfachen, Rechtsnachsolge oder bei einem mehrfachen
Wechsel der Geschäftsnachfolger.

8 S. (Analog g 8 der Verordnung vom 12. Februar 1920.)
Die Wicdereinstellung hat sofort nach der Meldung zu erfolgen,

sofern nicht besondere Umstände eine entsprechende-Frist erforderlich
mnchen.

Die Wiedereingestellten sind tunlichst in gleicher Weise zu be¬

schäftigen wie vor ihrer Entlassung.

8 6. (Analog iZ 10 der Verordnung vom 12. Februar 1920.)
1. Die Wiedereingestellten treten in diejenigen tarifoertraglichen

Rechts ein, die sie erworben hätten, falls ihre Entlassung nicht ersolgt
wäre. Wo Tarisoerträge nicht bestehen, treten die Wiedereinge¬
stellten in dis Rechte ein, die ihnen auf Grund ihres früheren
Dicnst- odsr Arbeitsverhältnisses zustehen würden, wenn ihre Ent¬

lassung nicht erfolgt wäre.

2. In allen Fällen muh die Bezahlung mindestens derjenigen
cincs gleichartigen Arbeitnehmers am Ort und in ähnlicher Tätigkeit
zur Zeit des Wiedereintritts entsprechen. Bei der Berechnung von

Dicnst- odsr Berufsjahren gilt die Zeit von der Entlassung bis zur

Wiedereinstellung auf Grund dieses Gesetzes nicht als Unterbrechung
der Dienstdauer. ,

8 7. (Analog 8 10 der Verordnung vom 12. Februar 1920.)
Die Wiedereingestellten sind sür die Dauer von 3 Monaten nach

der Wiedereinstellung unkündbar. Nach dieser Zeit kann ihnen unter

Einhaltung der für ihr Dienstverhältnis sonst geltenden Fristen
(siehe Z 6 dieser Verordnung) gekündigt werden, vorbehaltlich des

Einspruchrechtes auf Grund der bestehenden Gesetze und Verord¬

nungen.

§ 8. Während der Dauer der Besetzung dürfen Kündigungen im

besetzten Gebiet nur nach Maßgabe der 88 96 bis 93 BGB. statt-

sinden. Nach Ablauf der Besetzung gelten für die Kündigungen die¬

selben Beftimmungen wie für die Wiedereingestellten aus Grund

oieser Berordnung.
Entlassungen nach § 96 Ziffer 2 und Entscheidungen des

Schlichtungsausschusses nach 8 97 sind vvm Nachweis des Arbeit¬

gebers abhängig, daß er trotz Inanspruchnahme der Rhein-Ruhr-
Hilfe nicht in der Lage ist, den Betrieb oder die Betriebsabteilung,
in der der Arbeitnehmer, beschäftigt ist, aufrechtzuerhalten.

8 9. Die 88 12 ss. der Berordnung über die Einstellung und

Entlassung von Arbeitern und Angestellten während der Zeit der

wirtschaftlichen Dsmobilmachung vom 12, Februar 1920 (Reichs-
gssetzblatt S 218) finden auf dieses Gesetz sinngemäße Anwendung.

Unser Vorschlag hätte zum mindesten eine Verhandlungs¬
grundlage für die Ausarbeitung eines endgültigen Gesetz¬
entwurfes geboten und er zeigt vor allem die Wege, um be¬

rechtigte Einwände berücksichtigen zu können. Wir hatten die

schematische Abgrenzung von Groß- und Kleinbetrieben durch
Festlegung einer Zahl von 10 Arbeitnehmern fallengelassen
und statt dessen die Härteparagraphen aus der Demobil¬

machungsverordnung vom 20. Februar 1920 sinngemäß auf¬
genommen, die eine Berücksichtigung der wirtschaftlichen Trag¬
fähigkeit der Betriebe vorsehen. Kollege Aufhäuser hat auch
bei Begründung dieser Vorlage bereits betont, daß das Gesetz
über den Bereich der besetzten Gebiete hinaus Anwendung
finden müsse auf Bezirke, die ebenfalls von der Ruhrbesetzung
berührt werden. Es kam aber zu keiner Einzelberatung des

Gesetzentwurfs, da die Ausschußmehrheit zunächst die Anfor¬
derung einer Regierungsvorlage für notwendig hielt.
Immerhin ist es gelungen, die wesentlichsten Grundsätze

unseres Eesetzvorfchlages in eine Entschließung zu übertrage»,
die alsdann unter gewissen Vorbehalten der Deutschnationalen
vom Ausschuß und vom Plenum des Reichstages einstiminig
angenommen worden ist. Sie lautet:

Der Reichstag beschließt:
1. die Reichsregierung zu ersuchen, bis zum S. Juni 1923 cinen

Gesetzentwurf vorzulegen, der im Rahmen der Grundsätze der

88 11 bis 13 der Demobilmachungsverordnung vom 12. Februar
1920 die Betriebsunternehmer und Bureauinhaber einschließlich
der Körperschaften des öffentlichen Rechts mangels tariflicher
Regelung verpflichtet, diejenigen Arbeitnehmer wieder einzu¬
stellen, die am 11. Januar 1923 von ihnen, beschäftigt waren und

infolge der Ruhrbefetzung arbeitslos geworden sind. Für die

Wiedereingestellten ist die Unkünidbarkeit für eine bestimmte Zeit¬
dauer sicherzustellen.

Bei weiteren Kündigungen im besetzten Gebiet und diesem

gleichzuachtenden Bezirken soll die Kündigung nach dem Vor¬

bild der Bestimmungen der 8s 96 bis 98 des BRG. geregelt
werden:

2. die Reichsregierung zu ersuchen, unverzüglich die zur Ver¬

hütung von Arbeitslosigkeit erforderlichen wirtschaftlichen uird

finanziellen Voraussetzungen insbesondere durch Erteilung öffent¬
licher Aufträge und Bereitstellung von Notstandsarbeiten zu

schaffen: l

3. die Reichsregierung zu ersuchen, geeignete Maßnahmen vor¬

zubereiten, um den Angehörigen der freien Berufe, die infolge
des Ruhreinfalls und der Uebergriffe der französischen und belgi¬

schen Truppen und Behörden um ihre Existenz gekommen sind,
deren Wiedemufbau zu erleichtern.

Mit dieser Willenskundgebung des Reichstags ist nunmehr
diese wichtige soziale Frage ins Rollen gebracht, und die frei-
gewerkschaftlichen Angestelltenverbände werden wachsam blei¬

ben, damit die in der Entschließung niedergelegten Grundsätze
im Gesetz selbst auch verwirklicht werden. Wenn die

gegnerischen Angestelltenverbände weiter schlafen wollen, fo
soll man fie nicht stören. Jm Schlaf richten fie wenigstens kein

Unheil an.

Betriebsräte im Aufsichtsrat unö Generalversammlung.
Von Clemens Nörvel, Berlin

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes über die Entsendung
von Vetriebsratsmitgliedern in den Aufsichtsrat vom 15. Fe¬
bruar 1922 hat es einen Streit darüber, ob der Auffichtsrat
das Recht hat, an sämtlichen Generalversammlungen teilzu¬
nehmen, nicht gegeb«l. Tatsächlich haben die Aufsichtsrats¬
mitglieder an sämtlichen Generawersammlüngen teilge¬
nommen, trotzdem das Handelsgefetzbuch dies nicht zwingend
vorschreibt. Die Verhältnisse haben sich aber nunmehr ge¬

ändert. Den Arbeitnehmern ist gesetzlich ermöglicht worden,

an der Leitung der Unternehmungen teilzunehmen, und es

besteht nunmehr für diese Unternehmungen das Interesse, die

Mitwirkung der Arbeitnehmer wenigstens nach Möglichkeit
einzuschränken. Da, wie bereits angeführt^ das Handelsgesetz¬
buch die Teilnahme der Aufsichtsräte an den Generalverfmnm»
lungen nicht zwingend vorschreibt, wird dieselbe den Betriebs¬

räten im Aufsichtsrat überhaupt bestritten. Es ist daher
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notwendig, zu untersuchen, ob sich das Recht zur Teilnahme
an der Generalversammlung sür die Aussichtsratsmitglieder
und damit auch für die Betriebsräte im Aufsichtsrat aus den

Bestimmungen des Handelsgesetzbuches nicht doch zwingend
ergibt.
Der 8 246 HEB. schreibt vor, daß der Aussichtsrat die

Jahresabrechnungen, die Bilanzen und die Vorschläge zur Ge¬

winnverteilung zu prüfen und darüber der Generalversamm¬

lung Bericht zu erstritten hat. Außerdem hat der Aufsichtsrat
eine Generalversammlung zu bernfen, wenn dies im Interesse
der Gesellschaft erforderlich ist. Nach 8 247 HGB. ist der Aus¬

sichtsrat befugt, die'von der Generalversammlung beschlossenen
Rechtsstreitigkeiten zu führen. Nach 8 249 HGB. haften die

Aufsichtsratsmitglieder, welche ihre Obliegenheiten verletzen,
der Gesellschaft als Gesamtschuldner sür den daraus entstehen¬
den Schaden, und nach 8 260 HGB. ist es Aufgabe der

Generalversammlung, die Entlastung des Aufsichtsrates zu be¬

schließen und damit also die Aufsichtsratsmitglieder für die

Vergangenheit aus ihrer Haftung zu befreien. Der H 274

HGB. besagt, daß die Vornahme von Aenderungen des Ge¬

sellschaftsvertrages, welche nur die Fassung betressen, durch

Beschluß der Generalversammlung dem Aufsichtsrat über¬

tragen werden kann. Nach demselben Paragraphen kann eine

Aenderung des Gesellschaftsvertrages nnr durch die General¬

versammlung beschlossen werden. Ein derartiger Beschluß
über Erhöhung des Aktienkapitals muß nach H 280 HGB. von

sämtlichen Mitgliedern des Aufsichtsrates zur Eintragung in

das Handelsregister angemeldet werden, und nach § 284 ist
die erfolgte Erhöhung des Grundkapitals ebenfalls von sämt¬

lichen Mitgliedern des Aufsichtsrats zur Eintragung in das

Handelsregister anzumelden.
Nach ollen diesen, durch das Handelsgesetzbuch vorgeschrie¬

benen Bestimmungen ist das Zusammenarbeiten zwischen
Generalversammlung und Aufsichtsrat ein sehr inniges. Der

Aufsichtsrat ist gewissermaßen der Treuhänder der General¬

versammlung, und damit der Aktionäre überhaupt. Er ist

für einen ordentlichen Geschäftsgang verantwortlich und

haftet für Schädigungen des Unternehmens mit seinem ge¬

samten Vermögen. Da die beschlußfassende Körperschaft die

Generalversammlung ist, mutz der Aufsichtsrat, der die Be¬

schlüsse zum Teil durchzuführen, zum Teil zu überwachen hat,

unbedingt missen, welche Gründe die Generalversammlung zu

einem bestimmten Beschluß veranlaßt haben, und diese Kennt¬

nis läßt sich doch nur durch Anwesenheit in der General¬

versammlung einwandfrei gewinnen. Jn den Kommentaren

zu dem Gesetz über die Entsendung von Betriebsratsmitglie-
dern in den 'Aussichtsrat wird deshalb, soweit hierauf über¬

haupt eingegangen wird, die Auffassung vertreten, daß die

Auffichtsröte und damit auch die Betriebsräte im Aufsichtsrat
das Recht der Teilnahme an der Generalverfammlung haben.

Unbedingt bejaht mird dieses Recht von Dersch, Seite 30

bis 31, in den Schlußfolgerungen bejaht insbesondere aus

den ZZ 246 und 26« von Friedländer, Seite 101/2, und aus

ß 26« von Goldschmit, Seite 21S/16. Ebenso wird von

Rechtsanwalt Dr. Mainzer in der „Frankfurter Zeitung"
Nr. 272 vom 11. April 1922 (siehe auch Betriebsräteschriften

Heft 12 des ADGB. und AfA-Bundes Seite 22) das Recht der

Teilnahme des Aufsichtsrats an der Generalversammlung an¬

erkannt.

Wenn sich, wie bereits einleitend ausgeführt, die Unter¬

nehmer sperren und den Betriebsräten im Aufsichtsrat die

Teilnahme an der Generalversammlung verweigern, so ist
dies nicht berechtigt, aber immerhin zu verstehen. Ganz un¬

verständlich ist es jedoch, wenn Behörden eine Auffassung ver¬

treten, die nach den gesetzlichen Bestimmungen unhaltbar ist.
So hat der Regierungspräsident von Schleswig in einer Ent¬

scheidung vom 3. März 1923 (1 ^. IV1763 VI) das Recht der

Betriebsratsmitglieder, im Aufsichtsrat an der Generalver¬

sammlung teilzunehmen," verneint, und eine Entscheidung des

Gewerberats von Flensburg vom 4. Januar 1923, wclche das

Recht der Teilnahme der Aufsichtsratsmitglieder an der

Generalversammlung bejaht hat, aufgehoben.
Noch unverständlicher als die Entscheidung selbst sind jedoch

die Gründe, welche der Regierungspräsident von, Schleswig
für seine Auffassung anführt.

Einmal wird den Betriebsräten im Auffichtsrat die Gleich¬

berechtigung mit den übrigen Aufsichtsratsmitgliedern be»

stritten und auf die Fassung des 8 76 BRG. zurückgegriffen,
während dieselbe doch durch 8 3 des Aufsichtsratsgcsetzcs über¬

holt ist, welcher einwandfrei die Gleichberechtigung ancrkcünt.

Der Gesetzgeber hat diese Gleichberechtigung ausdrücklich gc»

wollt. Jn sämtlichen Kommentaren zum Aufsichtsratsgcsetz
wird dieselbe anerkannt. Die einzigen Unterschiede zwischen
den Bctriebsräten im Aufsichtsrat und den übrigcn Anfsichts»
ratsmitgliedern bestehen darin, daß erstere keine Tanticmc,

sondern nur eine Aufwandsentschädigung erhalten nnd durch
die Betriebsräte, also nicht von der Generalversammiung dcs

Unternehmens gewählt wcrden. Die Gleichberechtigung wird

unbedingt bejaht von Nörpet, 2. Aufl. Seite7, Lösche, Scite 49

Anm. 1, Feig. Seite 14 Anm, 1, Dersch. Seite 14, 75 und 81,

Friedländer, Seite 32, Goldschmit Seite 82,

Nicht genug damit, wird von dem Rcgieruiigspriisidcntcu
von Schleswig, um zu beweisen, dnß die Gleichberechtigung
nicht besteht, den Betriebsräten im Aussichtsrat nuch die

Haftung bestritten. Nun ist zuzugeben, daß die Vertreter der

Arbeitnehmer im Vorläufigen Ncichswirtsthnftsrat sowohl ois

auch im Reichstag diese Haftung bekämpft haben, nbcr gerade
von dcr nnderen Seite wurde darauf verwiesen, daß, wcun

eine Gleichberechtigung gesetzlich anerkannt wird, nuch die

Haftung nicht ausgeschlossen werden könne. Die Haftung dcr

Betriebsratsmitglieder im Auffichtsrat wird infolgedessen in

den Kommentaren ebenfalls übereinstimmend anerkannt. So

von Büsche, Seite S3, Nörpel. 2. Aufl. Seite 7. Feig. Seite 19,

Dersch, Seite 14 a. a. O„ Friedländer, Seite 102, Goldschmit
Seite 413.

Man müßte doch von den Bchördcn erwarten können, daß

dieselben einwandfrei in der Lage find, Gesetze auszulegen
und ihre Durchführung zu überwachen. Es ist ein unhal!»
barer Zustand, menn selbst mittlere Verwaltungsbchördiil
Entscheidungen abgeben, deren Begründung beweist, daß dcr

Inhalt eines Eesetzes dieser Behörde inehr oder wcnigcr
fremd, oder vielleicht sogar unverständlich ist. Selbstverständ¬
lich könncn die Betriebsräte im Aufsichtsrat derartige Ent¬

scheidungen nicht anerkennen, und es wäre zu empfehlen, dnß
die Betriebsräte im Aufsichtsrat die Teilnahme an dcr

Generalversammlung durch Klage bei den ordentlichen Ge¬

richten erzwingen (siehe auch Friedlander, Seite 120/21.

Goldschmit, Seite 217).
Allerdings dürfte der Klageweg nicht nur kostspielig, sondern

auch langwierig sein, so daß andere Mittel, die Unternehmer

zu veranlassen, die gesetzlichen Rechte der Arbeitnchmcr zu

achten, angewandt werden müssen. Ein derartiges Mittel

enthält 8 280 HEB., indem die Betriebsräte im Äufsichtsrcir
ihre Unterschriften zu einer KapitalserhShung, welche von dcr

Generalversammlung beschlossen ist, so lange r«r,veigcr„, bis

die Unternehmnng den Bctriebsräten im Aufsichtsrat Ge¬

legenheit gibt, in einer Generalversammlung die Gründe zu

hören, welche für die Kapitalserhohung maßgebend sind, damit

die Betriebsräte im Aufsichtsrat bei Abgabe ihrer Unterschrift
für diese Kapitalserhöhung die Verantwortung, die sich nus

ihrer Haftung nach 8 249 HGB. ergibt, auch übernehme,,
können. Ebenso müssen die Betriebsräte iin Aufsichtsrat von

ihrem Recht aus 8 246 HGB. Gebrauch machen uiid bean¬

tragen, eine Generalversammlung einzuberufen, um ihre Aus¬

fassung über bestimmte Angelegenkeiten in diescr General¬

versammlung -zu vertreten. Auch die Haftslicht ans 8 249

HGB. macht es notwendig, daß bestimmte Angelegcnhciten
von den Betriebsräten im Aufsichtsrat in der Generalversamm¬
lung zum Ausdruck gebracht werden, damit nicht etwa siir
Maßnahmen, die nach Auffassung der Betriebsräte im Auf¬

sichtsrat das Unternehmen schädigen, die Betriebsräte iiu Aus¬

sichtsrat verantwortlich gemacht werden, sondern durch Be¬

schluß der Generalversammlung die Befreiung aus der Haf¬

tung für die Betriebsräte Im Aufsichtsrat herbeigeführt wird.

Auf diesem Wege dürfte es möglich sein, die loyale Durch¬

führung des Aufsichtsratsgesetzes einschließlich der Teilncchinc-

berechttgung der Betriebsräte im Aufsichtsrat an der General¬

versammlung nach und nach zu erzwingen und damit dcn

Widerstand der Unternehmer sowohl als auch die Gesetzes-
Unkenntnis von, Verwalwngsbehörden zu überwinden.
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Planmäßige Aufklarung über öen Angestelltenschutz.
Bon Dipl,-Kaufm. I, Kupfer, Handelsaufsichtsbeamter.

I.

Jn Nr. S der AfA - Bundeszeitung wirft Gerhard Röpbe
die Frage auf, woher es kommt, dasz die sozialen Schutzbestimmungen
Iso mangelhaft durchgeführt werden. Er kommt zu zwei Ergebnissen:
Einmal sei Schuld, daß die Arbeitnehmerschaft die sür ihren Schutz

erlassenen einschlägigen Bestimmungen zu wenig kenne, zum Zweiten
wirke die ungünstige wirhchaftliche Sage und die dadurch bedingte

größere Abhängigkeit vom Arbeitgeber hemmend auf die Durch»

führung der sozialen Schutzbestimmungen,

Bleiben wir zunächst bei den A n ge st e l l t e n schutzbestimmungen.
Es steht fest, daß die zur Ueberwachung dieser Bestimmungen seit

mehreren Jahren tötigen 5)«ndelsauffichtsbeamten unglaublich
viele und häufig schwere Uebertretungen der sozialen
Angestelltenfchutzoorschriften beanstandet und abgestellt haben.
Es steht auch weiter fest, daß die Angestelltenorganisationen seit

Jahrzehnten staatliche Ueberwachungsorgane — Handels»

inspektoren — gefordert haben.
Und schließlich steht noch fest, daß die verschiedensten kaufmänni»

schen Angestelltenverbärrde wie Bureauangestelltenverband, Zentral»
verband der Handlungsgehilsen und andere, lange Jahre vor Ein»

sührung der staatlichen Handelsaufsichtsbeamten das Provisorium der

sogenannten Kontrollkommissionen als Notbehelf ge»

schaffen hatten. Diese Kontrollkommissionen in der Hauptsache des»

halb, um dem Gesetzgeber durch das auf diese Art gewonnene Mate»

rial die Notwendigkeit der Handelsinspektoren zu beweisen.
„Die bestehenden amtlichen Ueberwachungsstellen haben allzu

häufig versagt", schreibt Röpke, allerdings mit der Einschränkung,
daß Gewerb «Inspektoren die Versager gewesen wären.

Und weiter: „Die Ueberwachungsbehörden kommen auch für die

Vermittlung einer besseren Kenntnis der sozialen Schutzbestimmun»
gen kaum in Frage."

Vernichtender kann kaum über eine Einrichtung geurteilt werden.

Ueber eine Einrichtung, die, mie die Handelsaufsicht, noch viel zu

jung und vor allem noch viel zu beengt ist, um ein ab»

schließendes Bild zu haben. Besonders bemerkenswert ist, dah die»

jenigen Aufsichtsbeamten, die sich von der Kritik betroffen fühlen
müssen, wohl restlos aus den Kreisen der kauftnännischen Angestell»
ten stammen.

'

Aber nicht polemische Auslassungen sollen der Zweck dieser Zeilen
sein, sondern ein Teil planmäßiger Aufklärung über den Angestellten»
schütz. Und von diesem Gesichtspunkt aus wäre meines Erachtens
abwegig, wenn die Angestelltenverbände den schmierigen Ueber»

wachungsdienst so nebenbei mit erledigen wollten.

Ein besonderer Veamtenap parat kommt aus finan»
ziellen Gründen bei den Gewerkschaften wohl nicht in Frage. Sollen

nun die B e tr i e b s r ü te die Sache machen? Nein? Alle Hoch»
achtung vor den Betriebsräten, die ihre Aufgabe richtig erfaßt
haben. Es gibt aber bekanntlich auch andere, und nicht zum wenig»
sten bei den Angestellten. Jch habe in einem Aufsatz „Il ic

». K«<t u 8, bie- salra!" in der AsA-Zeitschrift „Der Be»

triebsrat" (Nr. 9 vom IS, Juni 1921) eine Reihe von Fällen
behandelt, wo Betriebsräte hinsichtlich der Unterstützung des Handels»
cmffichtsbeamten nicht nur kläglich versagt haben, sondern wo sie zum
Schaden der Angestellten dem Auffichtsbeamtcn direkt entgegen»
arbeiteten.

Bisher beachten leider nur einzelne Angestelltenoerbände die

Handelsaufsicht. Daher kommt es, dnß man in Angestelltenkreisen
vielfach noch nicht einmal weiß, daß solche Beamte existieren. Dar»

auf ist es aber auch mit zurückzuführen, daß die Handelsaufsicht
bezüglich der Eingliederung in den Staatsorganismus noch nicht
überall die Beachtung erfahren hat, die ihr ohne Zweifel gebührt.
Was können nun die Ängestelltenverbände zunächst tun?

Bor allem ihren Mitgliedern bessere Kenntnis der sozialen Schutz»
bestimmungen vermitteln. Dies bann aber am zweckmäßigsten
in Verbindung mit den Handelsaufsichtsbeamien
geschehen. Mir sind einzelne solcher Beamten bekannt, die aus An»

suchen der Verbände viele Dutzende Aufklürungsvorträge gehalten
haben. Wir haben zurzeit in neun deutschen Ländern H.A.B.
Wird hier von den Verbanden Verbindung angeknüpft, werden sich
wahrfcheinlach die H. A. B. gerne aufklärend zur Verfügung stellen.
Allerdings, das darf eingeschaltet werden, bedingt die Natur des

Berufes des H. A. B,, daß er nicht nur Freund und Berater des

Angestellten zu sein hat, sondern er hat in verschiedenerlei Fragen
und Auskünften auch Arbeitgeber zu beraten. Die Angestelltenschutz»
bestimmungen sind so vielseitig und die Handelsaussicht so ne u-

artig, daß auch verschiedene Arbeitgeberverbände Aufklärungsvor»
träge von H. A, B. mit Interesse entgegengenommen haben.
In den Ortsgruppen der Angestelltenverbände — die die

eigenbliche Verbindung mit den H, A. B. haben müssen — könnte

ebenfalls planmäßig vorgegangen werden. Wo mehrere öln»

gestellte im Ortsbureau vorhanden sind, wird, um Zersplitterung der

Kräfte zu vermeiden, vorteilhafterweise einem Angestellten die

Abteilung „Sozialpolitik" übertragen (Gewerbe» und Handels»
aufsicht, Schlichtungswesen, Arbeitsnachweis, Betriebsstillegung usm.).
Jn kleineren Ortsgruppen kann ein ehrenämtlicher sozialpoliti»,
scher Beirat gleich wertvolle Dienste leisten. (Schluß folgt.)

Arbeitsrecht unö Sozialpolitik.
Anläßlich der Beratungen des Reichshaushaltsplanes des Reichs»

arbeitsministeriums im Reichstage nahmen die Kollegen Aufhäuser
und Giebel Stellung zur bisherigen Sozialpolitik des Reiches. Der

uns zur Verfügung stehende Raum läßt es nicht zu, die Rede des

Kollegen Aufhöuser und die dann am nächsten Tage folgende Rede

dss Kollegen Giebel im Wortlaut wiederzugeben. Wir müssen uns

damit begnügen, als Extrakt dieser Rede nachfolgende Entschließung
bekanntzugeben:

„Der Reichstag wolle beschließen:
die Reichsregierung zu ersuchen, die Vorarbeiten sür ein einheit»
liches, soziales Arbeitsrecht und den Ausbau einer demokratischen
Betriebsverfassung mit möglichster Beschleunigung dem baldigen
Abschluß näherzubringen.

Die Erneuerung des Arbeitsrechts muß von der sozialen Zu¬
sammengehörigkeit aller abhängigen Arbeit durch Vereinheitlichung
des gesamten Arbeitsrechts ausgehen. Sie fordert die planvolle
Zusammenfassung aller Zweige des heute zersplitterten und un»

verbundenen Rechtsstoffes fllr alle Arbeitnehmer in allen gemein»
samen Beziehungen sowie die Errichtung von einheitlichen, dem

Arbeitsmesen besonders dienenden Arbeitsbehörden. Diese Arbeits»

.behörden haben im demokratischen Aufbau alle Funktionen in sich
zu vereinigen, die heute ohne inneren Zusammenhang teils von

allgemeinen Verwaltungsbehörden, teils in wachsender Zahl von

Sonderbehörden wahrgenommen werden.

Die der Schaffung eines allgemeinen Arbeitsgesetzbuches vorauf»
gehende Teilgesetzgebung ist bereits auf die Bedürfnisse des künfti»
gen einheitlichen Arbeitsrechts einzustellen. Insbesondere sollte
heute schon in den einzelnen sozialpolitischen Gesetzen bei der Er»

richtung von neuen zentralen und örtlichen Behörden mehr als

bisher auf die Schaffung der künftigen einheitlichen Arbeits»

behörden Rücksicht genommen werden.
Als besonders dringend fordert der Reichstag die gesetzliche

Regelung der Arbeitsgerichtsbarkeit. Eine weitere Ausschaltung
der Landarbeiter, der Hausangestellten, der Bureauangestellten,
(Rechtsanwaltsgehilfen) und anderer Berufe von den Arbeits»

gerichten muß von den Beteiligten als unerträglich empfunden
merden. Die Arbeitsgerichte müssen für alle Arbeitnehmer und

für alle Arbeitsstreitigkeiten in weitestem Sinne Geltung be»

kommen. Eine Ein- oder Angliederung an die Amtsgerichte ist
abzulehnen. Bei dem inneren Zusammenhang der gesamten Ar-

> beitsrechtspslege, die das Schlichtungs- und Tarifmesen in, sich
^, schließt, erscheint die gemeinsame gesetzgeberische Behandlung'der
Entwürfe über das Schlichtungswesen, das Tarifwesen und die

Arbeitsgerichtsbarkeit geboten.
Die heute noch möglichen dienstvertraglichen Beschränkungen

der Persönlichkeitsentfaltung bei den Angestellten find mit den

sozialen Grundgedanken der Reichsverfassung nicht in Einklang zu

bringen. Die Reichsregierung wird deshalb aufgefordert, mit

tunlichster Beschleunigung Gesetzentwürfe zur Aufhebung der

immer noch zulässigen Konkurrenz- und Erfinderklauseln vor¬

zulegen.
Dem Ansturm auf den gesetzlichen Achtstundentag ist mit aller

Kraft zu begegnen. Die Ablösung der bisherigen Demobil¬

machungsverordnung durch die Arbeitszeitgssetze darf nicht zur

Beseitigung des achtstündigen Normalarbeitstages führen. .

Die starke Erschüterung, welche die Sozialverstcherung vor allem

durch die Geldentwertung erfahren hat, hat gezeigt, daß das bis¬

herige Kapitaldeckungsverfahren den derzeitigen wirtschaftlichen
Verhältnissen geaenüber kaum noch standzuhalten vermag. Das
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Reichsarbeitsministerium wird deshalb ersucht, in eine Nach»

Prüfung des heutigen Nersicherungssystcms einzutreten und die

durch Einführung eines Umlageverfahrens sich ergebenden Mög»

lichtesten für Beitrags- oder Rentenbemessung zu ermitteln.

Angesichts der außerordentlich gefährdeten Volksgesundheit
kann die, neuerdings vorgenommene Resorm der Krankenversiche¬

rung nicht als ausreichend angesehen werden. Die wachsende Not

der Krankenkassen, der Aerzteschaft und nicht zuletzt der ungünstige

Stand unserer Volksgesundheit haben eincn Grad erreicht, der das

Reichsarbeitsmintsterlum veranlassen sollte, der Frage einer Ver¬

staatlichung des gesamten Heilwesens einschließlich der Apotheken

näherzutreten und dem Reichstag entsprechende Vorlagen zu unter¬

breiten.

Der weitere Ausbau der deutschen Sozialgesetzgebung kann

durch internationale sozialpolitische Abmachungen eine wesentliche

Förderung erfahren. Von der Reichsregierung wird deshalb er¬

wartet, daß sie den neuerdings zutage tretenden Bestrebnngen auf

Loslösung Deutschlands vom Internationalen Arbeitsamt (Sitz

Genf) mit aller Entschiedenheit entgegentritt."

Die Kollegenschast ersieht aus dieser Entschließung, daß unsere

Vertreter im Reichstag ebenso wie in den anderen Parlamenten

jede Gelegenheit benutzen, eine Besserung bzw. Aenderung in der

deutschen Sozialgesetzgebung herbeizusühren. G ö.
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DerAM-Sunö gegen Sie Kot öer alteren Angestellten.

Die Neichsarbeitsverwaltung hat unter dem 29. Januar d. I, die

Spitzenorganisationen aus die zunehmende Arbeitslosigkeit und aus

die besondere Not dcr älteren Angestellten aufmerksam gcmacht. Der

AsA-Bundesvorstrmd hat nach eingehenden Berntungen im sozial-

und wirtschaftspolitischen Ausschuß der Reichsarbeitsverwaltung fol¬

gendes in seiner Zuschrift vom 20. April mitgeteilt:

Ihr Schreiben war Gegenstand eingehender Beratungen unter

den uns angeschlossenen Verbänden, Als Ergebnis teilen wir Ihnen

folgendes mit:

Unsere Erfahrungen bestätigen ebenfalls ein starkes Anwachsen

der Arbeitslosenziffern der älteren Angestellten. Daraus ist zu ent¬

nehmen, daß in der zurückliegenden Zeit die Unterbringung älterer

Angestellten sast restlos gelungen war und es sich neuerdings nur

um ein Abstoßen älterer Angestellten handelt. Die Ursachen hierzu

sind nicht, wie vielfach behauptet wird, auf eine falsche Tarifpolitik

zurückzuführen, sondern auf Gehaltseinsparungen seitens der Unter¬

nehmer. Bei den Entlassungen werden mit Vorliebe ältere und ver¬

heiratete Angestellte, bei denen die sozialen Zulagen eine größere

Rolle spielen, betroffen, weil durch solche Entlassungen wesentlich

größere Gchciltseinsparungen vorgenommen werden können. Wir

schen gerade in dieser Tatsache eine Bestätigung der von uns ver¬

tretenen Lohn- und Tarifpolitik, die leider viel zu wenig Beachtung

beim Reichsarbeitsministerium findet. Dns Reichsarbeitsministermn

hat bei seiner Lohnpolitik in immer stärkerem Maße die sozialen

Zulagen und die Senkung der Einkommen der jüngeren Arbeit»

nehmer in den Bordergrund gerückt. Die Beseitigung der fozialen

Zulagen ist nach unserer Auffassung das erste Erfordernis einer

Gesundung der Lohnpolitik, Die sozialen Zulagen sind in ihrem

innersten Wesen gar nicht sozial, sonder» wirken, mie namentlich

jetzt die Erfahrungen mit der Arbeitslosigkeit älterer Angestellten

zeigen, im höchsten Grade antisozial. Die Tarifverträge der An»

gestellten berücksichtigen in ihrem Aufbau schon in weitem Umfange

alle notwendigen sozialen Erfordernisse. In der Gruppeneinteilung
kommt das Leistungsprinzip hinreichend zum Ausdruck, mährend in

der Staffelung nach Altcrs-, Dienst- oder Berufsjahren sowohl die

praktischen Erfahrungen wie die sozialen Erwägungen ihre Berück¬

sichtigung finden. Die Staffelung erstreckt sich in den meisten Fällen

nur bis zu jenem Lebensaiter, das man als das heiratsfähige be»

zeichnet. Hier muß das Geholt bereits ohne soziale Zulagen so

bemessen sein, daß der Unterhalt einer Familie gewährleistet ist.

Mit Rücksicht auf diese Tatsachen kann keine Rede davon sein,

wie das anläßlich einer Besprechung in der Neichsarbeitsverwaltung

geschah, bei der Einstellung älterer Angestellten von den Tarif»

gehältern abweichen zu können. Eine solche Abweichung kann

grundsätzlich nur in den Fällen minderer Leistungsfähigkeit nn»

erkannt werden. Nach dieser Richtung sehen bereits in den meisten

Fällen die Tarifvertröge entsprechende Bestimmungen vor. Wir

fügen in der Anlage einen Auszug solcher Bestimmungen bei,

woraus alles Nähere zu ersehen ist. Eine Minderleistungsfähigkeit
kann natürlich ebenfalls bei vorgerücktem Alter in Frage kommen,

ober auch hierauf nehmen die Bestimmungen bereits Rücksicht,

Der antisoziale Charakter' der sogenannten sozialen Zulagen wird,

um ein Beispiel zu bringen, durch folgende Notiz in der „Köl¬

nischen Volkszeitung", 1. Morgenblatt, vom 27, März beleuchtet.
Es heitzt hier:

„Zwei Angcstellte waren vo,, einer hiesigen Firma entlassen

worden, »nd klagten beim Schlichtungsausschuß auf Erneuerung
dcs Angestelltenvcrhältnisses. Aus Behagen erklärte dcr Ber-

treter der Firma, daß die bcidc» Angestellten entlassen wordcn

seien, weil sie verheiratet seien und Kindcr hättcn. Das Gchalt
und die sozialen Zulagen stellten sich z» hoch. Diese Ausrede rief
im Zuschauerraum lautes Murren hervor, Dcr Schlichtungs¬
ausschuß fällte folgenden Schiedsspruch: „Der Schlichlungsansschuß
hat aus den Verhandlungen die Uebcrzeugung gewonnen, daß
beiden Angestellten zur Verminderung der Arbcitnchmcrzcchl ge¬

kündigt wurde. Die Anlragsgegmrin hat aus ihrem durchaus

unsozialen Vorgehen kein Hehl gemacht. Sie hat vor dcr Vor¬

nahme der Kündigung die Arbcit nicht gestreckt, auch nicht nach¬

gewiesen, daß man ihr eine Streckung dcr Arbcit nicht gut zu¬

mute» konnte. Da somit die Vorschriften dcr Verordnung vvin

12. Februar 1920 nicht beobachtet warcn, mußte nuf Erncucrung

des Ärbcitsverhältnisscs bcider Angcstcllten crkannt wcrdcn,"

Nicht überall wird so offenkundig verfnhrcn. Die tägliche Gcwcrk-

schaftsprnxis bestätigt aber inimcr wicdcr, dnh es dic glcichcn Er¬

wägungen sind, wclchc die Untcrnchmcr vcrnnlnsscn, nltcrc An¬

gestellte zu entlassen.
Das in Abschrift beifolgende Rundschreiben dcs Arbcitgcbcr-

verbandes kaufmännischer Großbetriebe in Köln gcwährt einen

interessanten Einblick in die Auffassungen der Uiitcrnchnicr übcr

die Bedeutung, der sozinlc» Zulagc» und bestätigt dic Nichtigkeit

unsercs Standpunktes.
Die Schutzbestimmungen dcr Ncrordilung vom 12, Fcbruar 1320

sind für diese Fälle nicht ausreichend, da ihnc» dic Rechtsverbind¬

lichkeit fchlt, die uo» den Dcmobilmachungskommifsaren schr schivcr

zu erlcmgcn ist. Auch dcr Kündigungsschutz des Bctriebsrätegcsctzcs

ist nicht ausreichend. Um in wirksamer Weise dic Entlassung öltcrcr

und unverheirateter Angcstclltc» zu vcrhindcr», wärc cs »otwcndig,

diescn Angestellten den gleichen Schutz zutcil wcrdcn zu lasscn, wie

dieser für die Mitglieder dcr Betriebsucrtretungen vorgeschcn ist,

uud diesen Schutz nuszlidehne» nuf alle Bctriebe. Nur so könnte jede

sozial unberechtigte Entlassung verhindert werden.

Weiterhin würde sich empfehlen, in deni kommendcn Arbeits-

oertragsrccht ähnliche Schutzbestimmungen iiber Kündigung und

Abfertigung vorzusehen, wie das bci dem österreichischen Angc-

stelltengesctz vom 11. Mai 1921 der Fall ist. Hicr bestimmt dcr z 20

über Kündigung folgendes:

„Jst das Dienstverhältnis ohne Zeitbestimmung eingegangen

oder fortgesetzt worden, so kann es durch Kündigung nnch solgcn¬

dcn Bestimmungen gelöst werdcn:

Mangels ciner für den Angcstelltcn günstigerem Vcreinbnrung

kann der Dienstgcber dns Dienstverhältnis mit Ablnus eiues jcden

Knlenderviertcijahres durch vorgäugige Kündigung lösc». Die

Kündigungsfrist beträgt sechs Wochen und crhöht sich »ach dcin

vollendete» fünfte» Dicnstjohr nuf drci, nach dcm vollcndctc»

fünfzehnte» Dienstjahr auf vier und »ach dcm vollendeten

2S. Dicnstscchr auf fünf Monatc.

Die Kündigungsfrist kann durch Vercinbarung nicht nntcr die

im Absatz 2 bcstimmtc Dauer herabgcscin werdcn: jedoch kann

vereinbart werden, daß die Kündigungsfrist am IS. odcr am Letz¬

ten cines Kalendermonats endigt.

Mangels einer fllr ihn günstigeren Vereinbarung kann dcr A»,

gcstellte dos Dicnstvcehältnis mit dem letzten Tngc cincs Kalcnder-

monats unter Einhaltung einer cinmonntiqc» Kündigungsfrist

löse». Diese Kündigungsfrist kann durch Vereinbarung bis zu

einem halben Jahr ausgedehnt wcrdc»: doch darf die vom Dicnst-

geber einzuhaltende Frist nicht kürzer sein als die mit dem An¬

gcstelltcn vereinbarte Kündigungsfrist.
Jst dns Dienstverhältnis nur für die Zeit eincs vorübcrqehen-

den Bedarfes vereinbart, so kann es während des ersten Monats

von beiden Teilen jederzeit untcr Einhaltung eiucr cinwöchigen

Kündigungsfrist gelöst werden."

Ueber Abfertigung bcstiinmt dcr ß 23 folgendes:

„Hat das Dienstverhältnis ununterbrochen drei Jahre gedauert,

so gebührt dem Angestellten bei Auslösung des Dienstverhältnisses

eine Abfertigung. Diese beträgt dns Zweifache dcs dem An¬

gestellten sür den letzten Monat des Dienstverhältnisses gebührcn»

den Entgeltes »nd erhöht sich nach fünf Dicnstjahrcn auf das

Dreifache, nach zehn Dienstjahren auf das Nierfachc, nnch

IS Dienstjahren nuf dns Sechssache, nnch 20 Dicnstsahrcn nnf das

Neunfache und nach 2S Dienstjahren auf das Zwölffnchc dcs

monatlichen Entgeltes.
Jm Falle der Auflösung eines Unternehmens entfällt die Vcr»

vslichtung zur Gewährung einer Abfertigung gnnz oder teilweise

dann, menn sich die persönliche Wirtschaftslage des Dienstgcbers

derart verschlechtert hat, daß ihin die Erfüllung dieser Verpflich¬

tung zum Teil oder zur Gänze billigerweisc nicht zugcmuiet

werden kann.

Wird ein Unternehmen an einen andere» übertragen, so besteht

cin Anspruch auf Abfertigung nicht, menn dcr Angestellte die
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Fortsetzung des Dienstverhältnisses ablehnt, obwohl ihm der Er.

merber die Fortsetzung des Dienstverhältnisses unter den bis¬

herigen Bedingungen angeboten und sich verpflichtet hat, die bei

seinem Vorgänger geleistete Dienstzeit als bei ihin selbst verbracht

zu betrachten. ^ ^ , , ^

Die Abfertigung wird, soweit sie den Betrag des Dreifachen des

Monatsentgeltes nicht übersteigt, mit der Auflösung des Dienst¬

verhältnisses fällig: der Rest kann vom vierten Monat an in

monatlichen, im voraus zahlbaren Teilbeträgen abgestattet werden.

Beträge, die der Dienstnehmer auf Grund einer öffentlich-recht¬

lichen Versicherung bezieht, dürfen in die Abfertigung nur inso¬

weit eingerechnet werden, als sie die gesetzlichen Minderleistungen

übersteigen.
Wird das Dienstverhältnis durch den Tod des Angestellten aus¬

gelöst, so beträgt die Abfertigung nur die Hälfte des im Absatz 1

bezeichneten Betrages und gebührt nur den gesetzlichen Erben, zu

deren Erhaltung der Erblasser gesetzlich verpflichtet war.

Der Anspruch auf Abfertigung besteht nicht, wenn der An¬

gestellte kündigt, wenn er ohne wichtigen Grund vorzeitig aus¬

tritt oder menn ihn ein Verschulden an der vorzeitigen Entlassung

trifft."

Auch dos luxemburgische Prioatangestellten-Gesetz vom 31. Okto¬

ber 1919 sieht in dem Artikel 21 folgenden Kündigungsschutz vor:

„Den Angestellten gegenüber kann die Vertragslösung nur

niittels einer schriftlichen Kündigung in den nachfolgenden Fristen

erfolgen:
1. von 2 Monaten, wenn der Angestellte sich seit weniger als

5 Jahren im Dienst befindet:
2. von 4 Monaten, im Falle einer Dienstzeit von S bis 1« Jahren:

3. von 6 Monaten, wenn die Dienstdauer 10 Jahre und mehr

beträgt."
Der Artikel 22 Abs. 3 bestimmt, dah für den Angestellten die

Kündigungsfrist nur die Hälfte beträgt.
Die hier oon uns vorgeschlagenen Bestimmungen würden in weit¬

gehendem Maße sozial unberechtigte Entlassungen verhindern und

durch Verlängerung der Kündigungsfristen seitens des Arbeitgebers
dem Angestellten Zeit geben, sich nach eincr anderen Stellung umzu¬

sehen, darüber hinaus ihn auch noch für eine gewisse Zeit in Form
der Abfertigung materiell sicherstellen.

Die Wiedereinstellung älterer und verheirateter Angestellten liehe

sich auf folgendem Wege ermöglichen:

Auf Grund des 8 49 des Arbeitsnachweisgesctzes müßten die

Arbeitgeber verpflichtet werdcn, alle vorhandenen offenen Arbeits¬

plätze bei dem zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweis anzumelden.
Dadurch würde der öffentliche Arbeitsnachweis einen Ueberblick über

dcn gesamten Arbeitsmarkt erhalten. Bei der gegenwärtig starken

Zersplitterung, namentlich auf dem Gebiete der Angestelltenvermitt¬

lung, ist ein solcher Ueberblick anders gar nicht zu erreichen. Alsdann

könnten die öffentlichen Arbeitsnachweise auf den Arbeitgeber ein¬

wirken, ältere und verheiratete Angestellte einzustellen. Wo solche

Einwirkung nicht ausreicht, müßte den VerwoltungsrLten der Sssem-

lichen Arbeitsnachweise die Befugnis erteilt werden, bestimmte Bor¬

schriften über die Einstellung solcher Angestellten zu erlassen. Eine

solche Regelung schließt eine große Beweglichkeit in sich und kann

auf örtliche und betriebliche Berhältnisse weitestgehend Rücksicht
nehmen. Sie tragt auch den Forderungen nach Mitbestimmung unö

Selbstverwaltung Rechnung.
Wir bitten um Mitteilung, zu welchen Schritten sich die Reichs¬

arbeitsverwaltung entschließt und sind im übrigen zu einer persön¬
lichen .Aussprache gern bereit. Wir hassen bestimmt, daß unsere
'Ausful^uhgen die Neichsarbeitsverwaltung und das Reichsarbeits-
Ministerium veranlassen werden, allerschnellstens einzugreifen, um der

immer stärker um sich greisenden Not gerade der älteren Angestellten
entgegenzuwirken.

Grwerbsiosenunterstützung.
Ueber eine Vorlage zur Erhöhung der Erwerbslosen»

Unterstützung beriet am 17. d. M. der Reichsrat. Die seit
April geltenden Höchstsätze werden mit Wirkung vom 14. Mai um

ein Drittel erhöht. Eine entsprechende Verordnung des Reichs¬
arbeitsministers wird alsbald veröffentlicht werden.

Jm Verlag der Volksbuchhandlung G. m. b. H., Jena, erschien vor

kürzerer Zeit das Buch „Die Geschichte der deutschen
freien Gewerkschaften", von Karl Zwing. Wir können das

Buch allerwärmstens emfehlen und bitten, etwaige Bestellungen an

unsers Berlagsabteilung zu richten, die die Bestellung dann gern
weiterleitet.

Wirtfchaftsstaiistisches Taschenbuch. Herausgegeben von der

Arbeitsstätte für sachliche Politik, Frankfurt a. M. Verlag: Gustav
Fischer, Jena 1922. 2S2 Seiten.

Das Buch birgt eine reiche Fülle von Material. Seitdem die

Gewerkschaftsarbeit sich in immer stärkerem Maße nach der wirt¬

schaftspolitischen Seite hin entwickelt hat, ist der Mangel eines über¬

sichtlich geordneten statistischen Nachschlagswerkes sehr fühlbar ge¬
worden. Der vielbeschäftigte Gewerkschaftler braucht für Taris¬
verhandlungen, Referate und andere Zwecke Vergleichszahlen. Er ist
gezwungen, sie in zeitraubender Arbeit aus allen möglichen Zeit¬
schriften, Nachschlagemerken, Berichten usw. zusammenzutragen. Hier
liegt ein brauchbarer Versuch vor> wirtschaftspolitisch tätigen Men¬

schen die wichtigsten Zahlen der Volkswirtschaft griffbereit und

zweckmäßig angeordnet zu übermitteln. Unter den Mitarbeitern

finden wir bekannte und hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Gründ¬

lichkeit und Objektivität zuverlässige Namen.

Die Schrift wird eingeleitet durch einen kurzen, aber sehr gründ¬
lichen geschichtlichen Abriß dsr letzten 10« Jahre deutscher Wirtschafts¬
entwicklung von Dr. Ouarck. Der erste Abschnitt enthält eine Dar»

stellung des Verwaltungs- und Behördenaufbaues, der zweite eine

Uebersicht über den Haushalt des Deutschen Reiches und Preußens.
Während fast alle Darstellungen des Buches auch sür unvorgebildete
Leser verständlich sind, kann man dasselbe von dieser Abhandlung
nicht sagen. Wesentlich klarer ist der Abschnitt Geldwesen von Dr.

Nürnberg. Frankfurt a. M. Er schildert sowohl die Grundlagen der

Inflation, «Ils auch an Hand von Tabellen ihre Entwicklung. Hervor»
zuHeben sind weiter die Abschnitte VI—Xl. Sie enthalten Abhand¬
lungen und Tabellen über Produktionsstatistik (Dr. Meerwarth).
PreisstatiftiS (Dr. Kuczinskn). Handelsstatistik (Dr. Braun), wirt»

schastliche Ertragsstatistik (Ernst Kahn), Bsvölkevungsstatistrk (Dr.
Buch) und Lohnstatistik (Dr. Kuczinskn).

Das 1921 erschienene Arbeitnehmer-Taschenbuch der Arbeits¬

stätte für sachliche Politik enthielt einen Aufsatz über industrielle
Konzentrationen. Das vorliegende Werb läßt eine Fortführung
dieser Arbeit leider vermissen. Es wäre zweckmäßig, die Entmick-

lung der fortschreitenden Zusammenballung großer industrieller
Werke und Konzerne mieder in den Kreis zukünftiger Darstellungen
einzubeziehen. Es mag zwar schwer sein, zuverlässiges Material
darüber zu finden, jedoch ist dies nicht unmöglich. Auf alle Fälle
sollte der Herausgeber diese Lücke auszufüllen versuchen.

Das Taschenbuch kann als Nachschlagewerk durchaus empfohlen
werden. Es ist auch für dsn Unterricht in Betriebsräteschulen, Ge»

werkschaftskursen usw. als Lehrbuch von erheblichem Nutzen. F. F.
'

Jm Verlage des Allgemeinen Deutschen Beamtenbundes find
folgende 3 Schriften erschienen:
Ziir die neue Veamkenvewegung. Tatsachenmaterial gegen den

Deutschen Vcamtenvund.

Grundpreis für Mitglieder 0,30 Mk.. für NichtMitglieder 1 Mk.
mal Buchhandelsindex (2S00). Heutiger Bezugspreis sür Mit¬

glieder 7S0 Mk.. für NichtMitglieder 2S00 Mk.

Warum mußten die Einigungsverhandlungen zwischen DVV. mü
ADV. scheitern?

Grundpreis fllr Mitglieder «,«S Mk., für NichtMitglieder 0.1S Mk.
mal Buchhandelsindex (2S00). Heutiger Bezugspreis für Mit¬

glieder 123 Mk., für NichtMitglieder 375 Mk

Grundsragen des künftigen Veamkenrechts von Dr. Heinz Potthosf.
Grundpreis für Mitglieder 0,35 Mk., für NichtMitglieder 1 Mk.

mal Buchhandelsindex (2500). Heutiger Bezugspreis für Mit¬

glieder 87S Mk., für NichtMitglieder 2500 Mk.

Wir können den Mitgliedern unserer AfA-Berbände den Bezug
dieser 3 Schriften, besonders aber der letzteren, empfehlen. ,

Der

ADB. berechnet auch den Mitgliedern der AfA-Berbände entgegen¬
kommenderweise die festgesetzten ermäßigten Preise.

««WSSckWSSchWSS.VWSS»^ »S«^SSOWSS»>WS«^SS

^ Führer durch die neue ^
Z Angesielltenverffcherung?
« Von Frih Langer, Bureauinspektor bei der A
^ Reichsversicherungsanstalt für Angestellke. ^
» Mit einem Vorwort von S. Aufhäuser. «

E Zu beziehen durch den Verlag des AfA»Bundes und durch E

A die Zentralen der dem AfA-Bund angeschlossenen Verba de. g
« Bezugspreis: 0,50 Mark X BuchhtzndlerschlMlzahl (Z«««>. L

«craulworllich skr de» Inhalt: Bernhard Güring. Berlin, — Verlag: Allgemeiner srein «ngcsiclltenbund (AsA.Bund) Dr. Z?. Psirrmann, Berlin NW.S2, Wcrsisirnbe 7.

Druck: PsrwärtS Buchdnickerei und VciwgSanslalt Paul Singer S Cu. Berlin SW.SS, Lindcnsirahe 3.


